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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Traditioneller Klientelismus in 
neuem Gewand  
 
VENEZUELA VOR DEN REGIONALWAHLEN AM 16. DEZEMBER 2012 

 

Nach der Wahl ist vor der Wahl. Gerade 

erst musste Venezuelas Opposition eine 

schwere Niederlage einstecken. Sie blieb 

bei den Präsidentschaftswahlen um sechs 

Prozentpunkte oder rund eine Million 

Stimmen hinter ihrem Ziel zurück. Und 

schon muss sich das bunte Parteienbünd-

nis der "Unidad" für die Wahl der Gouver-

neure in allen 23 Bundesstaaten am 16. 

Dezember neu aufstellen. 

Das von Wahlexperten beschriebenen 

Bündnis des Revolutionsführers Hugo 

Chávez, seiner sozialistischen Staatspartei 

und der parteiischen Wahlbehörde ist ein 

schwieriger Gegner. Zudem hat die gefürch-

tete sozialistische Wahlmaschinerie, die Me-

dienberichten zufolge unglaubliche Geld-

summen aus den öffentlichen Kassen und 

sämtliche staatlichen Ressourcen einsetzen 

kann, bei den Präsidentschaftswahlen am 7. 

Oktober gezeigt, dass sie den traditionellen 

Klientelismus des Erdölstaates mit moder-

ner, technisierter und gleichsam industriali-

sierter Effektivität ausgestattet hat. 

Der junge Präsidentschaftskandidat der Op-

position Henrique Capriles Radonski war am 

12. Februar 2012 bei offenen Vorwahlen als 

Einheitskandidat des Parteienbündnisses 

"Mesa de Unidad Democrática" bestimmt 

worden. Er konnte sich bei einer Rekordbe-

teiligung von 3,1 Millionen Wählern mit 64 

Prozent und einer Million Stimmen Vor-

sprung durchsetzen. Mit diesem kraftvollen 

Anschub zog er optimistisch in den eigentli-

chen Wahlkampf "zwischen David und Goli-

ath", wie er selber oft hervorhob. Seine 

Kampagne von Haus zu Haus und von Dorf 

zu Dorf wurde auch vom Gegner gelobt. 

Hunderte von gut besuchten Massenveran-

staltungen im ganzen Land verführten die 

Opposition allerdings zu einem Triumpha-

lismus, der schließlich Organisationsmängel 

und Risse im Parteienbündnis zur Folge hat-

te. 

In der politischen Nachlese zur Präsident-

schaftswahl fehlte es nicht an Selbstkritik 

der "Unidad". Dennoch waren sich die Betei-

ligten, ihre Berater und zahlreiche unab-

hängige Beobachter einig, dass die Partei-

lichkeit der Wahlbehörde, der Missbrauch 

staatlicher Mittel, der ungleiche Zugang zu 

den Medien sowie eine Atmosphäre der Be-

drohung der Wählerschaft, die Umfragen 

zufolge erhebliche Zweifel an der Wahrung 

des Wahlgeheimnisse hegte, die wesentli-

chen Gründe für den abermaligen Sieg des 

charismatischen Hugo Chávez darstellen. 

Sollte er trotz seiner angeblich überwunde-

nen Krebserkrankung, über die nur spärli-

che offizielle Informationen vorliegen, seine 

gesamte neue Amtszeit ausfüllen können, 

so wird er zu deren Ende im Jahr 2019 ge-

nau zwanzig Jahre im Amt gewesen sein. 

Modernes Datenbankmanagement im 

Wahlkampf 

Die Krankheit des Revolutionsführers, der 

nur drei bis vier Wahlkampfveranstaltungen 

pro Woche wahrnahm, und die beachtliche 

Kampagne des Herausforderers haben am 

7. Oktober die Anhänger des Chavismus 

stark mobilisiert.  Ihnen war klar, dass es 
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diesmal um das Überleben der Revolution 

ging und dass Comandante Chávez kraftvol-

le Hilfe brauchte. Die nie zuvor erreichte 

Wahlbeteiligung von 81 Prozent wirkte sich 

zum Vorteil des Amtsinhabers aus, der nach 

Expertenmeinung sämtliche öffentlichen 

Mittel wie zum Beispiel den Fuhrpark der 

Erdölgesellschaft PDVSA einsetzen ließ, um 

Wähler zum Wahllokal zu transportieren. 

Dazu wurden politischen Beobachtern zufol-

ge die personenbezogenen Daten herange-

zogen, die aus der Volkszählung des Vorjah-

res und aus dem Zensus des staatlichen 

Wohnbauprogramms aus dem Jahr 2010 

hervorgegangen waren. 

Wähler aus dem Osten der Hauptstadt Ca-

racas berichten, dass sie am Nachmittag 

des 7. Oktober in ihrer Wohnung mit dem 

Hinweis aufgesucht wurden, dass man wis-

se, dass sie noch nicht gewählt hätten. Man 

erwarte sie am Ausgang des Wohnblocks für 

den Transport zum Wahllokal. Die Zeugen 

gaben an, dass sie am Wahlgeheimnis zwei-

felten, denn wenn man wisse, dass sie noch 

nicht gewählt hatten, dann können man 

möglicherweise auch herausbekommen, für 

wen sie abstimmten. 

Dies ist ein Beispiel für modernes Daten-

bankmanagement im Hintergrund, das dem 

traditionellen Klientelismus des Erdölstaates 

Venezuela neue Durchschlagskraft verliehen 

zu haben scheint. Denn mit der Durchleuch-

tung und Überwachung der Wählerschaft 

waren nach Meinung politischer Beobachter 

auch millionenfache, individuelle Wahlge-

schenke verbunden, die mit Hilfe der flä-

chendeckenden Datenerfassung personen-

scharf zugewiesen und an der Wahlurne 

eingefordert worden seien. 

Wenn "Industrialisierung" die Standardisie-

rung, Technifizierung und massenhafte An-

wendung eines rationellen Produktionspro-

zesses bedeutet, dann kann man bei der 

fließbandartigen Stimmenproduktion von 

einer "Industrialisierung traditioneller Klien-

telpolitik" sprechen. An die Stelle der per-

sönlichen Beziehung des traditionellen Pat-

rons zu seiner Gefolgschaft, die er unter 

prekären wirtschaftlichen Bedingungen mit 

familienbezogenen Gnadengaben an sich 

bindet, tritt die anonyme und atomisierende 

Erfassung in digitalen Datenbanken, die ge-

zielt zur Verbreitung von Angst und Unter-

würfigkeit, aber auch von Dankbarkeit für 

individuelle Wahlgeschenke eingesetzt wer-

den. 

Hat die Opposition überhaupt eine  

Chance? 

Die Führung des Oppositionsbündnisses ist 

sich bewusst, dass sie bei den anstehenden 

Regionalwahlen trotz der Krankheit des 

Staatspräsidenten einen sehr starken Geg-

ner vor sich hat, der ihren Angaben zufolge 

wiederum von der Parteilichkeit der Wahl-

behörde und dem Missbrauch staatlicher 

Ressourcen profitieren wird und darüber 

hinaus auf die neuen technische Methoden 

der effektiven Wahlorganisation zurückgrei-

fen kann. 

Da der erfolglose Präsidentschaftskandidat 

Henrique Capriles Radonski im Staat Miran-

da zur Wiederwahl antritt, besteht für die 

Regierung ein starker Anreiz, ihre Wahlma-

schine mindestens in einigen Regionen wie-

der mit voller Wucht zum Einsatz zu brin-

gen. Sollte es wiederum zu einer hohen Be-

teiligung kommen, was bei Regionalwahlen 

eher die Ausnahme darstellt, dann wird es 

Capriles trotz Heimvorteil und Amtsbonus 

am 16. Dezember sehr schwer haben. 

Dasselbe gilt für den zweiten Sieger der 

Vorwahlen vom 12. Februar, Gouverneur 

Pablo Pérez, der im bevölkerungsreichen 

Staat Zulia zur Wiederwahl antritt. In kei-

nem anderen Staat ist der Chavismus von 

Präsidentschaftswahl zu Präsidentschafts-

wahl so stark gewachsen wie in Zulia, wo er 

deutlich siegte. Zwar kann man die Ergeb-

nisse nicht eins zu eins auf die Regional-

wahlen umrechnen, doch auch Pablo Pérez 

steht damit vor einer großen Herausforde-

rung. Andere Staaten, wo bisher Mitglieder 

der "Unidad" regieren, stehen ebenfalls auf 

der Kippe. 

Hinzu kommt die Aushungerung der Regio-

nalregierungen, die finanziell von der Zent-

ralregierung abhängen. Die Gouverneure 

können deshalb kaum auf glanzvolle Regie-

rungsleistungen verweisen. Diese sind viel-

mehr den Parallelstrukturen vorbehalten, 



 3 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

VENEZUELA 

DR. GEORG EICKHOFF 

 

November 2012 

 

www.kas.de/venzuela 

www.kas.de  

 

 

 

die Präsident Chávez in verschiedenen Staa-

ten eingesetzt und mit reichlichen finanziel-

len Mitteln ausgestattet hat. Dies gilt insbe-

sondere für Zulia, wo der ehemalige Gou-

verneur und Präsidentschaftskandidat Fran-

cisco Arias Cárdenas die Vorzüge des Sozia-

lismus symbolisiert und gegen Pablo Pérez 

antritt. 

Nach den offiziellen Leitlinien der Regierung, 

die im "Ersten Sozialistischen Plan der Nati-

on" aus dem Jahr 2007 und im Wahlpro-

gramm der zurückliegenden Präsident-

schaftswahl, dem "Sozialistischen Plan 2013 

bis 2019", niedergelegt sind, sollen die 

Gouverneure in Zukunft noch weniger zu 

sagen haben. Dies gilt auch für die Bürger-

meister, die im April nächsten Jahres ge-

wählt werden. Die sozialistische Planung 

sieht vor, dass die in der Verfassung ge-

nannten Funktionen der regionalen und lo-

kalen Amtsinhaber schrittweise von Nach-

barschaftsräten und sogenannten "Kommu-

nen", die einen Zusammenschluss von 

Nachbarschaftsräten bilden, wahrgenom-

men werden sollen. Schon jetzt übertreffen 

die Finanzzuweisungen an die rund 40.000 

bestehenden Nachbarschaftsräte die Inves-

titionsmittel der verfassungsmäßigen Terri-

torialbehörden um ein Vielfaches. 

Damit steht die Opposition in einem immer 

aufwändigeren Wahlkampf, bei dem es um 

immer weniger geht. Denn die Ämter der 

Gouverneure und Bürgermeister werden 

schrittweise ihrer Bedeutung entleert. Unter 

der Devise, dass man politische Handlungs-

räume, auch wenn sie nur symbolischer Na-

tur sind, niemals kampflos räumen darf, 

zieht die "Unidad" unverdrossen in eine 

neue Schlacht, bei der es nun besonders 

schwer ist, die eigene Anhängerschaft in die 

Wahllokale zu bringen. Und das auch noch 

zur Weihnachtszeit. 

Ausblick: Wahlen ohne Chávez? 

Präsident Hugo Chávez hat bereits ange-

kündigt, dass er aus Gesundheitsgründen 

kaum in den Regionalwahlkampf eingreifen 

wird. Auf gewisse Weise wird es also eine 

nationale Wahl (nur im Hauptstadtdistrikt 

von Caracas wird diesmal nicht gewählt), 

aber ohne Chávez. Damit könnte sie aus 

Sicht der Revolution zu einem Probelauf für 

mögliche künftige Wahlen ohne Chávez 

werden. Kann die sozialistische Wahlma-

schinerie ausreichend Wähler an die Urnen 

bringen, auch wenn es nicht direkt um den 

charismatischen Führer geht? 

Von der Antwort auf diese Frage und von 

Sieg und Niederlage der stärksten Führer 

der Opposition bei den Regionalwahlen am 

16. Dezember wird auch abhängen, ob man 

mittelfristig erwarten kann, dass die sozia-

listische Partei bei einer eventuellen Wahl 

ohne Chávez siegen wird, und ob sie es wa-

gen kann, die Bürgerschaft zu einem Ver-

fassungsreferendum einzubestellen, nach 

dem die Sozialistische Republik Venezuela 

ausgerufen würde. Die Stärkung des Räte-

systems der "Kommunen" wurde mitten im 

Regionalwahlkampf von Außenminister und 

Vizepräsident Nicolás Maduro, den viele für 

einen möglichen Chávez-Nachfolger halten, 

als ein "verfassungsgebender Prozess" an-

gekündigt. 


